
nicht dazu führen, daß ein Gläubiger, der selbst nach­
lässig handelt und nicht jede Sorgfalt und Disziplin 
beachtet, die der Staat von ihm verlangt, für seine 

'schlechte Arbeitsweise belohnt wird, indem er hohe 
Vertragsstrafen kassiert. Aus der Gemeinsamkeit des 
Interesses, durch Erfüllung des Vertrages an der Plan­
erfüllung mitzuwirken, ergibt sich auch für Ansprüche 
auf Vertragsstrafen die Folgerung, das mitwirkende 
Verschulden des anderen Partners zu berücksichtigen.

Der in der Wissenschaft vertretene Standpunkt4), 
daß es 'eine Milderung oder Ermäßigung der Vertrags­
strafen aus diesen Gründen nicht geben dürfe, sondern 
daß auch in diesen Fällen der andere Partner eine ent­
sprechend hohe Vertragsstrafe zahlen müsse, läßt sich
— jedenfalls nach dem heutigen Stand der Gesetzgebung
— in der Praxis nicht durchführen. In dem oben er­
wähnten Beispiel -sind für das schuldhafte Verhalten 
des Gläubigers Vertragsstrafen im Mustervertrag bzw. 
in der 2. DurchfBest. nicht vorgesehen, und, wie die 
Erfahrung lehrt, werden sie auch in keinem Fall ver­
einbart. Es könnte also nur den Schuldner eine Ver­
tragsstrafe treffen, nicht aber den Gläubiger. Auch die 
Verhängung einer Disziplinarstrafe würde kein aus­
reichendes Äquivalent darstellen. Diese trifft stets eine 
Einzelperson, ihre Höhe ist auf ein Monatsgehalt be­
schränkt und ist daher im Verhältnis zu den Vertrags­
strafen meist sehr gering. Auch fließt die Disziplinar­
strafe nicht dem anderen Betrieb zu, sondern wird durch 
das Staatliche Vertragsgericht eingezogen und an den 
Staatshaushalt abgeführt. Der nachlässig handelnde 
Gläubigerbetrieb könnte daher, wenn man das mitwir­
kende Verschulden und eine entsprechende Minderung 
der Vertragsstrafe ablehnen würde, im Einzelfall einen 
sehr hohen Betrag als Vertragsstrafe erhalten, während 
sein eigenes Verschulden nur mit einer geringfügigen 
Disziplinarstrafe für einen seiner leitenden Mitarbeiter 
geahndet würde. Die Ermäßigung der Vertragsstrafe, 
die der Schuldner zu zahlen hat, führt hier zu besseren, 
brauchbaren Ergebnissen. Dem Einwand, daß der herab­
gesetzte Betrag der Vertragsstrafe bei der „Kontrolle 
von oben“ einen falschen Eindruck hervorrufen könnte, 
weil aus der Höhe des Betrages nicht der Grad der 
schlechten Wirtschaftsweise des Zahlungspflichtigen zu 
ersehen sei, kann entgegengehalten werden, daß jede 
Entscheidung mit Gründen versehen ist und dem zu­
ständigen Fachministerium bzw. Staatssekretariat der 
Partner zur Kenntnisnahme und Auswertung zugeleitet 
wird, daß also die Kontrollorgane ausreichend informiert 
werden. Ebensowenig besteht die Gefahr, daß die Be­
triebe nach diesem Grundsatz dann am besten fahren 
würden, wenn beide gleichmäßig schlecht ihren Pflichten 
nachkommen würden. Hier bieten die disziplinären und 
gegebenenfalls strafrechtlichen Mittel eine wirksame 
Handhabe zur Ahndung und Abstellung der Mängel. 
Das Staatliche Vertragsgericht hat daher nicht nur Ver­
tragsstrafen gemindert, wenn es das eigene Verschulden 
des Zahlungspflichtigen für gering erachtete, sondern 
auch dann, wenn dieses Verschulden durch ein ent­
sprechendes Verhalten des anderen Partners mehr oder 
weniger kompensiert wurde. Wiederholt hat sich das 
Staatliche Vertragsgericht mit Fällen befassen müssen, 
in denen beiden Vertragspartnern der Vorwurf nach­
lässiger Vertragserfüllung bzw. schuldhafter Verstöße 
gegen das Allgemeine Vertragssystem gemacht werden 
mußte. Beiden Partnern in solchen Fällen eine gleich 
hohe Vertragsstrafe aufzuerlegen, ist sehr unbefriedi­
gend, weil jeder Partner durch seine Zahlung eine Ge­
genleistung des anderen Partners erhält.

Steht dem anderen Partner ein Anspruch auf Zahlung 
von Vertragsstrafe zu, so wird allerdings eine Kompen- 
sierung im Regelfälle nicht eintreten, sondern die An­
sprüche auf Vertragsstrafe werden beiden Partnern 
entsprechend dem Vertrag zuerkannt werden.

Bei dieser Gelegenheit sei erwähnt, daß es unzulässig 
ist, Vertragsstrafen auf den Vorlieferanten abzuwälzen 
bzw. als „Schadensersatz“ von anderer Seite zu fordern. 
Die Vertragsstrafe ist stets deshalb zu zahlen, weil ein 
eigenes Verschulden vorliegt, so daß niemals ein Dritter, 
sondern nur der Schuldige selbst sie zu tragen hat.

Das Staatliche Vertragsgericht hat auch die weitere 
Konsequenz gezogen, daß ein Rechtsnachfolger dann 
nicht für eine Vertragsstrafe, die aus einer Pfliehtver-

4) vgl. Such ln „Staat und Recht“ 1952, Nr. 1—2.

letzung seines Vorgängers herrührt, einzustehen hat, 
wenn die Strafe eine andere Belegschaft treffen und 
damit ihren Zweck als Erziehungsmittel verfehlen 
würde.

Auch die Verhängung von Disziplinarstrafen bildet 
nicht immer die notwendige Ergänzung einer Vertrags­
strafe. Wie schon erwähnt, ist die Diziplinarstrafe im 
Höchstfall auf ein Monatsgehalt beschränkt, trifft nur 
einen verantwortlichen Mitarbeiter persönlich und ver­
sagt meist dort, wo ein Wechsel der leitenden Wirt­
schaftsfunktionäre erfolgt ist. Es wäre viel wirkungs­
voller, wenn das Staatliche Vertragsgericht in solchen 
Fällen Ordnungsstrafen gegenüber den Betrieben ver­
hängen könnte, die über das Staatliche Vertragsgericht 
an den Staatshaushalt abzuführen wären. Damit 
könnten Pflichtverletzungen beider Partner ent­
sprechend geahndet werden, ohne daß die Beträge, wie 
es bei Vertragsstrafen zunächst der Fall ist, dem anderen 
Partner zufließen.

4. Eine Verzinsung von in Rechnung gestellten Ver­
tragsstrafen gibt es nicht.

Die Frage, ob in Rechnung gestellte Vertragsstrafen, 
falls sie nicht fristgemäß bezahlt werden, zu verzinsen 
sind, ist in der Öffentlichkeit verschieden beantwortet 
worden. Auch bei der Prüfung dieser Frage darf man 
den Charakter der Vertragsstrafe nicht außer acht 
lassen. Sie ist weder eine Gegenleistung für einen dem 
Betrieb zugeflossenen Vermögenswert, noch eine Ent­
schädigung für einen Nachteil, der dem Partner zuge­
fügt wurde, sondern ein Erziehungsmittel. Sie kann da­
her nicht den Vorschriften, die für die Abgeltung von 
Leistungen bestehen, unterworfen werden. Hinzu 
kommt, daß Verzugszinsen heute den Charakter einer 
Strafe haben; die Verzinsung von in Rechnung gestellten 
Vertragsstrafen würde daher bedeuten, daß eine Strafe 
durch eine weitere Strafe erhöht würde. Aus diesen Er­
wägungen heraus vertritt das Staatliche Vertragsgericht 
die Auffassung, daß die Bestimmungen der 6. Durchf­
Best. auf in Rechnung gestellte Vertragsstrafen insoweit 
keine Anwendung finden und daß eine Verzinsung nicht 
in Frage kommt.

Das Ministerium der Finanzen ist offensichtlich der 
gleichen Auffassung, hat aber in der „Deutschen Finanz­
wirtschaft“ 1953 S. 55 ausgeführt, daß für verspätete 
Zahlung von Vertragsstrafen Zinsen gefordert werden 
könnten, die dem geltenden Zinssatz der Deutschen No­
tenbank zu entsprechen hätten. Eine Begründung, wes­
halb dieser von der 6. DurchfBest. abweichende Zinssatz 
gefordert werden könnte, wurde nicht gegeben. Das 
Staatliche Vertragsgericht ist — wie gesagt — der An­
sicht, daß Vertragsstrafen nicht zu verzinsen sind. 
Gegenüber Schuldnern, die diese Situation auszunutzen 
versuchen und systematisch Zahlungen verzögern, hat 
das Staatliche Vertragsgericht die Möglichkeit, die Ver­
tragsstrafen zu erhöhen (VO über das Allgemeine Ver­
tragssystem, § 5 Ziff. 7), auch kann es mit Disziplinar­
strafen gegenüber den für die Säumigkeit verantwort­
lichen Mitarbeitern eingreifen. Es besteht also auch für 
die Verzinsung nach dem niedrigeren Satz der Deutschen 
Notenbank kein Bedürfnis.

Aus den vorstehenden Ausführungen ist zu erkennen, 
daß sich viele Fragen noch in der Entwicklung befinden 
und daß nur der augenblickliche Stand der Probleme 
angezeigt werden kann. Es wäre zu begrüßen, wenn sich 
die interessierten Wirtschaftskreise ebenfalls mit diesen 
Fragen auseinandersetzen und dem Staatlichen Ver­
tragsgericht ihre Auffassung zugänglich machen wür­
den. In diesem Zusammenhang sei erwähnt, daß das 
Staatliche Vertragsgericht seit Mitte 1952 arbeitet, daß 
aber bisher die volkseigene Wirtschaft diese Tätigkeit 
weder kritisch gewürdigt noch irgendwelche — von ei­
nigen Ausnahmen abgesehen — Vorschläge zur Verbes­
serung der Arbeit gemacht hat. Gerade wenn man be­
denkt, daß das Vertragssystem und die Arbeit des 
Staatlichen Vertragsgerichts für unsere Wirtschaft ein 
Novum darstellen, ist es um so erstaunlicher, daß bisher 
Kritik und Anregungen fast völlig fehlten.

Die Mitarbeiter des Staatlichen Vertragsgerichts 
würden es daher begrüßen, wenn es zu einem Erfah­
rungsaustausch mit Vertretern der volkseigenen Wirt­
schaft käme, und stehen zur Diskussion der mit der 
Durchsetzung des Allgemeinen Vertragssystems ver­
bundenen Probleme zur Verfügung.
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